
Sachgebiet:        BVerwGE: nein 
 
Ausländerrecht       Fachpresse: ja 
 
 
Rechtsquellen: 
 
AsylVfG        § 30 Abs. 1, § 30 Abs. 3 
AufenthG § 10 Abs. 3, § 23 Abs. 1 Satz 1, § 25 Abs. 5, § 104a Abs. 1, 

§ 104a Abs. 2 
 
 
Stichworte: 
 
Asylantrag, offensichtlich unbegründeter Asylantrag; Sperrwirkung; Altfallregelung; 
Dauer des Aufenthalts; elternabhängiges Aufenthaltsrecht; volljähriges Kind. 
 
 
Leitsätze: 
 
1. Die verkürzte Mindestaufenthaltsdauer von sechs Jahren nach der Altfallrege-
lung in § 104a Abs. 1 Satz 1 AufenthG gilt nur für Eltern, die zum Stichtag 1. Juli 
2007 in häuslicher Gemeinschaft mit ihren eigenen minderjährigen ledigen Kin-
dern leben. Diese Kinder können hieraus auch für sich ein Aufenthaltsrecht ablei-
ten. Für weitere Familienangehörige, auch für die zum Stichtag bereits volljährigen 
Kinder, ist hingegen eine Mindestaufenthaltsdauer von acht Jahren erforderlich. 
 
2. Die eigenständige Altfallregelung für geduldete volljährige ledige Kinder gedul-
deter Ausländer nach § 104a Abs. 2 Satz 1 AufenthG fordert nicht, dass die Kinder 
selbst die Aufenthaltszeiten von sechs oder acht Jahren erfüllen. Es genügt inso-
weit der sechs- oder achtjährige Aufenthalt eines Elternteils. 
 
 
Urteil des 1. Senats vom 25. August 2009 - BVerwG 1 C 20.08 
 
 
 I.    VG Frankfurt vom 23.01.2008 - Az.: VG 1 E 3668/07 (2) u.a. - 
II.  VGH Kassel vom 27.05.2008 - Az.: VGH 9 A 452/08 u.a. - 
 

 

 



 

 

BUNDESVERWALTUNGSGERICHT 

 

IM NAMEN DES VOLKES 

 

URTEIL 
 
 
BVerwG 1 C 20.08 
VGH 9 A 452/08 
 
 Verkündet 
 am 25. August 2009 
 Wahl 
 als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 
 
 
 

In der Verwaltungsstreitsache 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



- 2 - 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
hat der 1. Senat des Bundesverwaltungsgerichts  
auf die mündliche Verhandlung vom 25. August 2009 
durch die Präsidentin des Bundesverwaltungsgerichts Eckertz-Höfer,  
die Richter am Bundesverwaltungsgericht Prof. Dr. Dörig und Richter,  
die Richterin am Bundesverwaltungsgericht Beck  
und den Richter am Bundesverwaltungsgericht Prof. Dr. Kraft 
 
 
für Recht erkannt: 
 
 

Die Beschlüsse des Hessischen Verwaltungsgerichtshofs 
vom 27. Mai 2008 in den Verfahren 9 A 452/08, 
9 A 441/08, 9 A 450/08 und 9 A 442/08 werden aufgeho-
ben. 
 
Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Entschei-
dung an den Verwaltungsgerichtshof zurückverwiesen. 
 
Die Entscheidung über die Kosten bleibt der Schlussent-
scheidung vorbehalten. 

 
 
 

G r ü n d e :  

 

Die Kläger erstreben die Erteilung von Aufenthaltserlaubnissen aus humanitä-

ren Gründen und stützen ihr Begehren auf die Altfallregelung des § 104a 

AufenthG. 

 

Die 1963 geborene Klägerin zu 1 ist iranische Staatsangehörige. Sie reiste im 

März 2001 zusammen mit ihrem Ehemann und zwei Kindern - der 1991 gebo-

renen Klägerin zu 2 und dem 1987 geborenen Kläger zu 3 - nach Deutschland 

ein. Das Bundesamt für die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge lehnte 
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durch Bescheid vom 11. April 2001 die noch im Transitbereich des Flughafens 

gestellten Asylanträge der Kläger als offensichtlich unbegründet ab (Ziffer 1). 

Zugleich stellte es fest, dass die Voraussetzungen des § 51 Abs. 1 AuslG of-

fensichtlich nicht vorliegen (Ziffer 2). Der Bescheid, der ausdrücklich auf § 30 

Abs. 3 AsylVfG gestützt war, ist seit November 2002 bestandskräftig.  

 

Der Familie war die Einreise aus dem Transitbereich des Flughafens gestattet 

worden, weil die Klägerin zu 1 hochschwanger war und als nicht reisefähig an-

gesehen wurde. Die Klägerin zu 4 kam in Deutschland im Juni 2001 zur Welt. In 

der Folgezeit war die für die ganze Familie bestehende Ausreisepflicht nicht 

durchsetzbar, weil für die Klägerin zu 4 kein Pass vorhanden war. Die Familie 

wurde daher in Deutschland geduldet. Der für die Klägerin zu 4 gestellte Asyl-

antrag wurde mit Bescheid vom 7. April 2003 sowohl hinsichtlich der Asylaner-

kennung als auch hinsichtlich der Feststellung der Voraussetzungen des § 51 

Abs. 1 AuslG als offensichtlich unbegründet abgelehnt. Der Bescheid ist seit 

24. April 2003 bestandskräftig. 

 

Die Kläger leben seit 2005 vom Ehemann der Klägerin zu 1 getrennt. Sie be-

ziehen Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz. 

 

Im August 2007 beantragten die Kläger die Erteilung von Aufenthaltserlaubnis-

sen nach § 104a AufenthG. Ihre Anträge lehnte der Beklagte mit vier gesonder-

ten Bescheiden vom 1. Oktober 2007 ab. Zur Begründung führte er aus, dass 

die Erteilung der Aufenthaltserlaubnisse an § 10 Abs. 3 Satz 2 AufenthG schei-

tere, da die Asylanträge der Kläger gemäß § 30 Abs. 3 AsylVfG als offensicht-

lich unbegründet abgelehnt worden seien. Im Übrigen stehe der Erteilung auch 

§ 104a Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 AufenthG entgegen, weil die Kläger behördliche 

Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung vorsätzlich hinausgezögert oder be-

hindert hätten. Die Klägerin zu 1 habe trotz vielfacher Aufforderungen nicht an 

der Beschaffung von Reisepässen für sich und ihre Kinder mitgewirkt.  

 

Auf die Klagen der Kläger verpflichtete das Verwaltungsgericht durch Urteile 

vom 23. Januar 2008 den Beklagten, den Klägern Aufenthaltserlaubnisse nach 

§ 104a AufenthG zu erteilen. Zur Begründung führte das Gericht im Wesentli-
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chen aus, der Erteilung dieser Aufenthaltserlaubnisse stehe § 10 Abs. 3 Satz 2 

AufenthG nicht entgegen, da die darin geregelte Sperrwirkung sich nur auf Auf-

enthaltstitel im 2. Kapitel des Aufenthaltsgesetzes beziehe, nicht aber auf die 

Altfallregelung des § 104a AufenthG, die im 10. Kapitel des Aufenthaltsgeset-

zes stehe. Die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 104a AufenthG sei 

auch nicht aus anderen Gründen, insbesondere nicht nach § 104a Abs. 1 

Satz 1 Nr. 4 AufenthG ausgeschlossen. Dieser sei nicht erfüllt. Ein Ausländer 

sei zwar verpflichtet, an der Beschaffung von Identitätspapieren mitzuwirken, 

wenn er keinen gültigen Pass oder Passersatz besitze. Es sei ihm jedoch nicht 

zuzumuten, die vom iranischen Konsulat hierfür geforderte Erklärung ab-

zugeben, dass er freiwillig in den Iran zurückkehren wolle. Die Verpflichtung zur 

Abgabe einer solchen lügenhaften Erklärung verletze das allgemeine Persön-

lichkeitsrecht nach Art. 2 Abs. 1 GG. 

 

Auf die Berufungen des Beklagten hat der Verwaltungsgerichtshof durch Be-

schlüsse nach § 130a VwGO vom 27. Mai 2008 die erstinstanzlichen Entschei-

dungen geändert und die Klagen abgewiesen (AuAS 2008, 268). Nach seiner 

Auffassung hat es der Beklagte zu Recht abgelehnt, den Klägern Aufenthaltser-

laubnisse nach § 104a Abs. 1 AufenthG zu erteilen. Der Verwaltungsgerichtshof 

hat offen gelassen, ob einer solchen Erteilung der Ausschlussgrund des § 104a 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 AufenthG entgegensteht. Die Frage bedurfte nach seiner 

Rechtsauffassung keiner Entscheidung, weil die Erteilung der Aufenthaltser-

laubnisse an die Kläger jedenfalls an § 10 Abs. 3 Satz 2 AufenthG scheitere. 

Nach dieser Vorschrift dürfe in den Fällen, in denen der Asylantrag eines Aus-

länders - wie im Fall der Kläger - nach § 30 Abs. 3 AsylVfG als offensichtlich 

unbegründet abgelehnt worden sei, vor der Ausreise des Ausländers kein Auf-

enthaltstitel erteilt werden. Zwar finde diese Regelung gemäß § 10 Abs. 3 

Satz 3 AufenthG im Falle eines Anspruchs auf Erteilung eines Aufenthaltstitels 

keine Anwendung. Eine Soll-Vorschrift, wie sie § 104a Abs. 1 AufenthG darstel-

le, vermittle aber keinen Anspruch in diesem Sinne. Sie begründe damit auch 

keine Ausnahme vom gesetzlichen Ausschlussgrund des § 10 Abs. 3 Satz 2 

AufenthG. 
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Hiergegen wenden sich die Kläger mit ihren Revisionen, die der Senat mit Be-

schluss vom 26. November 2008 zur gemeinsamen Verhandlung und Entschei-

dung verbunden hat. Sie teilen nicht die Rechtsauffassung des Berufungsge-

richts, dass § 104a Abs. 1 Satz 1 AufenthG keinen Anspruch im Sinne von § 10 

Abs. 3 Satz 3 Halbs. 1 AufenthG vermittle. Hierfür genüge auch ein Anspruch 

aufgrund einer Soll-Vorschrift. 

 

II 

 

Der Senat konnte trotz Ausbleibens eines Vertreters des Beklagten im Sinne 

von § 67 Abs. 4 VwGO verhandeln und entscheiden, weil dieser in der Ladung 

darauf hingewiesen worden ist (§ 102 Abs. 2 VwGO). 

 

Die Revisionen der Kläger sind zulässig und begründet. Die angefochtenen Be-

rufungsentscheidungen beruhen auf der Verletzung von Bundesrecht (§ 137 

Abs. 1 Nr. 1 VwGO). Das Berufungsgericht hat einen Anspruch der Kläger auf 

Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis aus humanitären Gründen mit einer Be-

gründung verneint, die revisionsgerichtlicher Prüfung nicht standhält: Zu Un-

recht ist es davon ausgegangen, dass der Erteilung der begehrten Aufenthaltsti-

tel die Sperrwirkung des § 10 Abs. 3 Satz 2 AufenthG entgegenstehe. Mangels 

ausreichender Feststellungen des Berufungsgerichts zum Vorliegen der gesetz-

lichen Voraussetzungen für die Erteilung von Aufenthaltserlaubnissen aus hu-

manitären Gründen nach § 104a AufenthG oder anderen Vorschriften kann der 

Senat in der Sache nicht abschließend entscheiden. Das Verfahren ist daher an 

den Verwaltungsgerichtshof zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung 

zurückzuverweisen (§ 144 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 VwGO). 

 

1. Der Erteilung der von den Klägern begehrten Aufenthaltserlaubnisse aus 

humanitären Gründen steht die Sperrwirkung des § 10 Abs. 3 Satz 2 AufenthG 

nicht entgegen. Nach § 10 Abs. 3 Satz 1 AufenthG darf einem Ausländer, des-

sen Asylantrag unanfechtbar abgelehnt worden ist oder der seinen Asylantrag 

zurückgenommen hat, vor der Ausreise ein Aufenthaltstitel nur nach Maßgabe 

des Abschnitts 5 erteilt werden. Gemäß Satz 2 darf, sofern der Asylantrag nach 

§ 30 Abs. 3 des Asylverfahrensgesetzes abgelehnt wurde, vor der Ausreise 
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kein Aufenthaltstitel erteilt werden. Allerdings erfasst die in § 10 Abs. 3 Satz 2 

AufenthG geregelte Sperrwirkung - entgegen der Rechtsauffassung des 

Verwaltungsgerichts - auch Aufenthaltserlaubnisse nach § 104a AufenthG. Dem 

steht nicht entgegen, dass § 104a AufenthG in einem anderen Kapitel des 

Aufenthaltsgesetzes (10. Kapitel) steht als § 10 AufenthG (2. Kapitel). Denn die 

in § 104a AufenthG geregelten Aufenthaltserlaubnisse werden entweder als 

Aufenthaltserlaubnisse nach § 23 Abs. 1 Satz 1 AufenthG erteilt (§ 104a Abs. 1 

Satz 2 und Abs. 2 Satz 1 AufenthG) oder gelten zumindest als Aufenthaltstitel 

nach Kapitel 2 Abschnitt 5 des Aufenthaltsgesetzes (§ 104a Abs. 1 Satz 3 

Halbs. 2 AufenthG).  

 

Die in § 10 Abs. 3 Satz 2 AufenthG geregelte Sperrwirkung greift aber nicht bei 

solchen auf § 30 Abs. 3 AsylVfG gestützten asylrechtlichen Ablehnungsbe-

scheiden ein, die bei Inkrafttreten der Regelung des § 10 Abs. 3 Satz 2 

AufenthG am 1. Januar 2005 bereits bestandskräftig waren. Die Gründe hierfür 

hat der Senat in seinem Urteil vom selben Tag in der Sache BVerwG 1 C 30.08 

(zur Veröffentlichung in der Entscheidungssammlung BVerwGE vorgesehen) im 

Einzelnen dargelegt; hierauf wird Bezug genommen. Die im Fall der Kläger 

ergangenen Ablehnungsbescheide des Bundesamtes für die Anerkennung 

ausländischer Flüchtlinge - Bundesamt - sind bereits seit 2002 (Kläger zu 1 

bis 3) und 2003 (Klägerin zu 4) bestandskräftig, sodass sie keine Sperrwirkung 

nach § 10 Abs. 3 Satz 2 AufenthG zum Nachteil der Kläger entfalten. 

 

Eine Sperrwirkung nach § 10 Abs. 3 Satz 2 AufenthG entfaltet der an die 

Klägerin zu 4 gerichtete Bescheid des Bundesamtes von 2003 auch deshalb 

nicht, weil sich aus ihm nicht mit der erforderlichen Deutlichkeit ergibt, dass die 

Ablehnung des Asylantrags als offensichtlich unbegründet nicht nur auf die im 

Bescheid genannte Vorschrift des § 30 Abs. 1 AsylVfG gestützt war, sondern 

auch auf § 30 Abs. 3 AsylVfG, von dem allein die Sperrwirkung nach § 10 

Abs. 3 Satz 2 AufenthG ausgeht. Wie der Senat in seinem bereits zitierten Urteil 

vom selben Tag in der Sache BVerwG 1 C 30.08 näher ausgeführt hat, geht die 

Sperrwirkung nur von solchen ablehnenden asylrechtlichen Bescheiden aus, 

aus denen sich durch ausdrückliche Nennung von § 30 Abs. 3 AsylVfG oder auf 

andere Weise für den Betroffenen eindeutig ergibt, dass der Offensichtlichkeits-
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ausspruch gerade auf diese Vorschrift gestützt wird. Das ist bei dem an die 

Klägerin zu 4 gerichteten Bescheid des Bundesamtes nicht der Fall. Die 

allgemeine Bezugnahme auf die Tatsache, dass die Asylanträge der Eltern der 

Klägerin zu 4 rechtskräftig als offensichtlich unbegründet abgelehnt worden 

waren, reicht hierfür nicht.  

 

Auf die vom Berufungsgericht für grundsätzlich bedeutsam gehaltene, vom 

Senat bisher noch nicht entschiedene Frage, ob auch eine Soll-Vorschrift einen 

Anspruch auf Erteilung eines Aufenthaltstitels im Sinne von § 10 Abs. 3 Satz 3 

AufenthG begründen kann, der die Anwendung der Sperrwirkung des Satzes 2 

der Vorschrift ausschließt (vgl. Urteil vom 16. Dezember 2008 - BVerwG 

1 C 37.07 - Rn. 24 zur Veröffentlichung in der Entscheidungssammlung 

BVerwGE vorgesehen = Buchholz 402.242 § 10 AufenthG Nr 2), kommt es 

daher im vorliegenden Verfahren nicht an. 

 

2. Da das Berufungsgericht zu Unrecht davon ausgegangen ist, dass der 

Erteilung der begehrten Aufenthaltserlaubnisse aus humanitären Gründen 

schon die Sperrwirkung des § 10 Abs. 3 Satz 2 AufenthG entgegen steht, hat 

es - aus seiner Sicht folgerichtig - keine Feststellungen dazu getroffen, ob die 

gesetzlichen Voraussetzungen für die Erteilung von Aufenthaltserlaubnissen 

nach § 104a AufenthG oder anderen Vorschriften (z.B. § 25 Abs. 5 AufenthG) 

erfüllt sind. Dies wird in dem erneuten Verfahren vor dem Berufungsgericht 

nachzuholen sein. Hierzu bemerkt der Senat Folgendes: 

 

Bei der Anwendung des § 104a Abs. 1 AufenthG wird das Berufungsgericht zu 

beachten haben, dass die Privilegierung in Gestalt einer nur sechsjährigen Min-

destaufenthaltsdauer im Sinne dieser Vorschrift nur für Eltern gilt, die in häusli-

cher Gemeinschaft mit ihren eigenen minderjährigen ledigen Kindern leben. 

Diese Kinder können hieraus auch für sich ein Aufenthaltsrecht ableiten. Für 

weitere Familienangehörige, auch für die zum Stichtag bereits volljährigen Kin-

der, ist hingegen eine Mindestaufenthaltsdauer von acht Jahren erforderlich. 

Dies ergibt sich aus folgenden Erwägungen: 
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Nach § 104a Abs. 1 Satz 1 AufenthG soll unter bestimmten, dort aufgeführten 

Voraussetzungen eine vom Erfordernis der Unterhaltssicherung (§ 5 Abs. 1 

Nr. 1 AufenthG) unabhängige „Aufenthaltserlaubnis auf Probe“ mit einer Gültig-

keit bis zum 31. Dezember 2009 (§ 104a Abs. 5 Satz 1 AufenthG) erteilt wer-

den. Erforderlich dafür ist zunächst, dass sich der Ausländer zum Stichtag 

1. Juli 2007 seit mindestens acht Jahren ununterbrochen geduldet, gestattet 

oder auf der Grundlage einer Aufenthaltserlaubnis aus humanitären Gründen im 

Bundesgebiet aufgehalten hat. Falls der Ausländer zusammen mit einem oder 

mehreren minderjährigen ledigen Kindern in häuslicher Gemeinschaft lebt, ge-

nügt ein entsprechender Aufenthalt von sechs Jahren. Die minderjährigen Kin-

der erhalten nach § 104a Abs. 1 Satz 1 AufenthG ebenfalls ein von der Aufent-

haltserlaubnis der Eltern bzw. eines Elternteiles abhängiges Aufenthaltsrecht 

(so die Gesetzesbegründung der Bundesregierung vom 23. April 2007 zu 

§ 104a AufenthG, BTDrucks 16/5065, S. 202; ebenso Hailbronner, Kommentar 

zum AufenthG, Stand Februar 2008, § 104a Rn. 19). Die Privilegierung in Ges-

talt eines lediglich sechsjährigen Aufenthalts beschränkt sich nach dem Sinn 

und Zweck der Regelung auf Eltern, die zum Stichtag mit ihren eigenen minder-

jährigen ledigen Kindern in häuslicher Gemeinschaft leben. Zwar spricht § 104a 

Abs. 1 Satz 1 AufenthG in diesem Zusammenhang nur vom Erfordernis einer 

„häuslichen Gemeinschaft" mit minderjährigen Kindern, so dass dem Wortlaut 

nach nicht nur die Eltern, sondern auch volljährige Geschwister und sonstige 

Familienangehörige sowie weitere im Haushalt lebende Dritte erfasst sein könn-

ten. Wie sich aus den Gesetzesmaterialien ergibt, soll die kürzere Aufenthalts-

dauer von sechs Jahren jedoch nur Eltern mit eigenen minderjährigen Kindern 

privilegieren, nicht aber Dritte, die mit diesen Kindern in häuslicher Gemein-

schaft leben (vgl. Gesetzesbegründung der Bundesregierung, BTDrucks 

16/5065, S. 201 f., die als „ausschlaggebend“ für die Differenzierung zwischen 

dem sechs- und dem achtjährigen Aufenthalt den Umstand ansieht, dass „der 

Ausländer Kinder hat und mit ihnen in häuslicher Gemeinschaft lebt“; ebenso im 

Ergebnis Maaßen, in: Kluth/Hund/Maaßen, Zuwanderungsrecht, 2008, S. 315 

Rn. 686). 

 

Die Klägerin zu 1 dürfte daher die erforderliche Mindestaufenthaltsdauer nach 

§ 104a Abs. 1 Satz 1 AufenthG erfüllen. Dies hätte zur Folge, dass auch die 
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Klägerinnen zu 2 und 4, sofern sie zum Stichtag mit ihr in häuslicher Gemein-

schaft gelebt haben, bei Erfüllung der sonstigen Voraussetzungen ein abgelei-

tetes Aufenthaltsrecht nach dieser Vorschrift erhalten können. Für den Kläger 

zu 3 kommt dagegen die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach dieser Vor-

schrift nicht in Betracht. Denn er war zum Stichtag 1. Juli 2007 - anders als sei-

ne beiden Schwestern - bereits volljährig und benötigte daher nach dieser Vor-

schrift einen Aufenthalt von mindestens acht Jahren, über die er zum Stichtag 

nicht verfügte. 

 

Bei dem Kläger zu 3 dürfte jedoch die gesetzlich geforderte Mindestaufent-

haltsdauer für den Ermessensanspruch nach § 104a Abs. 2 Satz 1 AufenthG 

vorliegen. Diese Vorschrift enthält eine eigenständige Altfallregelung für volljäh-

rige ledige Kinder geduldeter Ausländer (vgl. Maaßen, a.a.O. Rn. 686). Die voll-

jährigen Kinder im Sinne dieser Vorschrift müssen nicht selbst die Aufenthalts-

zeiten von sechs oder acht Jahren erfüllen, sondern können ihr Aufenthaltsrecht 

insoweit von dem sechs- oder achtjährigen Aufenthalt eines Elternteils ableiten. 

Dafür spricht schon der Wortlaut der Vorschrift. Danach kann eine Aufenthalts-

erlaubnis dem geduldeten ledigen Kind eines geduldeten Ausländers erteilt 

werden, „der“ einen Mindestaufenthalt von acht Jahren oder bei häuslicher Ge-

meinschaft mit minderjährigen Kindern von sechs Jahren im Sinne der Vor-

schrift aufzuweisen hat. Die für die Aufenthaltszeit maßgebliche Person wird 

durch das Relativpronomen „des“ eindeutig als eines der Elternteile des gedul-

deten volljährigen Kindes identifiziert. Es sind auch keine Gründe dafür ersicht-

lich, dass der Gesetzgeber im Rahmen des § 104a Abs. 2 Satz 1 AufenthG 

entgegen dem eindeutigen Wortlaut die Mindestaufenthaltszeiten nicht nur in 

der Person des Elternteils, sondern zugleich auch in der Person des ledigen 

Kindes erfüllt sehen wollte. Der nicht näher begründeten gegenteiligen Auffas-

sung, die verlangt, dass das volljährige ledige Kind selbst die Mindestaufent-

haltszeiten nach § 104a Abs. 2 Satz 1 AufenthG erfüllen müsse (so OVG Lüne-

burg, Urteil vom 27. September 2007 - 11 LB 69/07 - DVBl 2008, 57 Rn. 80; ihm 

folgend Maaßen, a.a.O. S. 332 Rn. 741), ist daher nicht zu folgen (ebenso: 

Funke-Kaiser, in: GK-AufenthG, Stand: Oktober 2009, § 104a, Rn. 25; Albrecht, 

in: Storr u.a., ZuWG 2. Aufl. 2008, § 104a AufenthG, S. 776 Rn. 21). Dies führt 

im Übrigen im Ergebnis auch nicht zu einer ungerechtfertigten Privilegierung 
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der volljährigen ledigen Kinder. Denn sie brauchen zwar nicht selbst über be-

stimmte Mindestaufenthaltszeiten zu verfügen, müssen aber die besonderen 

Integrationserfordernisse nach dieser Vorschrift erfüllen und als Minderjährige 

eingereist sein. Außerdem steht die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis in die-

sen Fällen - anders als nach Absatz 1 der Vorschrift - im Ermessen der Behör-

de. 

 

Auch für die Klägerin zu 2 dürfte nach Zurückverweisung der Sache an das Be-

rufungsgericht ein Ermessensanspruch nach § 104a Abs. 2 Satz 1 AufenthG in 

Betracht kommen. Sie ist zwar erst im Verlauf des Revisionsverfahrens volljäh-

rig geworden. § 104a Abs. 2 Satz 1 AufenthG soll aber auch auf Kinder von 

Ausländern Anwendung finden, die zum Stichtag noch minderjährig waren, mitt-

lerweile aber volljährig geworden sind (vgl. Entwurf einer Allgemeinen Verwal-

tungsvorschrift zum Aufenthaltsgesetz, BRDrucks 669/09 Rn. 104a 1.9) und 

OVG Koblenz, Beschluss vom 19. Juni 2009 - 7 B 10468/09 - InfAuslR 2009, 

345, 346). 

 

Ob die weiteren Voraussetzungen für einen Anspruch der Klägerinnen zu 1, 2 

und 4 nach § 104a Abs. 1 Satz 1 AufenthG und einen Anspruch der Kläger zu 2 

und 3 auf fehlerfreie Ermessensausübung nach § 104a Abs. 2 Satz 1 AufenthG 

vorliegen, wird vom Berufungsgericht zu prüfen sein, gegebenenfalls auch das 

Vorliegen der Voraussetzungen weiterer möglicher Rechtsgrundlagen für die 

begehrte Aufenthaltserlaubnis aus humanitären Gründen (z.B. nach § 25 Abs. 5 

AufenthG). 

 

Die Entscheidung über die Kosten ist der Schlussentscheidung vorbehalten. 

 

 

Eckertz-Höfer   Prof. Dr. Dörig   Richter 

 

  Beck     Prof. Dr. Kraft 
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B e s c h l u s s :  

 

 

Der Wert des Streitgegenstandes wird für das Revisionsverfahren auf 20 000 € 

(4 x 5 000 €) festgesetzt (§ 47 Abs. 1 i.V.m. § 52 Abs. 2 GKG, § 39 Abs. 1 

GKG). 

 

 

Eckertz-Höfer   Prof. Dr. Dörig   Beck 




